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NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NZBau Neue Zeitschrift für Bau- und Vergaberecht
OTIF Zwischenstaatliche Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr
OVG Oberverwaltungsgericht
ProdSG Produktsicherheitsgesetz
RbG Reichsbahngesetz
RegG Regionalisierungsgesetz
RG Reichsgericht
RGBl. Reichsgesetzblatt
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
RIC Übereinkommen über die gegenseitige Benutzung der Personen- und Gepäck-

wagen im internationalen Verkehr vom 01.01.1922
RIP Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung von Privatwagen (Anhang

B zum COTIF 1980)
RIV Übereinkommen über die gegenseitige Benutzung der Güterwagen im interna-

tionalen Verkehr vom 01.01.1922
RIW Recht der internationalen Wirtschaft
RL Richtlinie
Rn. Randnummer
RRX Rhein-Ruhr-Express
Rs. Rechtssache
S. Satz / Seite
Slg. Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes
SPNV Schienenpersonennahverkehr
StVG Straßenverkehrsgesetz
TEIV Transeuropäische-Eisenbahn-Interoperabilitäts-Verordnung
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TransportR Transportrecht
TRF Technisches Regelwerk Fahrzeugzustand
TSI Technische Spezifikationen für die Interoperabilität
u. a. unter anderem
UIC Internationaler Eisenbahnverband
UIP Internationale Privatgüterwagen-Union
VG Verwaltungsgericht
VO Verordnung
VVDStrRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer
WRV Weimarer Reichsverfassung
ZEV+DET Zeitschrift für Eisenbahnwesen und Verkehrstechnik + Die Eisenbahntechnik
ZfBR Zeitschrift für deutsches und internationales Bau- und Vergaberecht
Ziff. Ziffer
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
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Einleitung

Eisenbahnfahrzeuge sind hochwertige Investitionsgüter mit einer sehr langen
Nutzungsdauer von teilweise mehr als 40 Jahren1, die grenzüberschreitend als
Massentransportmittel für Personen undGüter dienen. Aufgrund desmit demEinsatz
von Eisenbahnfahrzeugen verbundenen Gefahrenpotenzials dürfen diese nur dann
auf der öffentlichen Eisenbahninfrastruktur betrieben werden, wenn sie sicher sind.

Der erstmalige Nachweis darüber, dass ein neu hergestelltes Eisenbahnfahrzeug
den einschlägigen Sicherheitsanforderungen entspricht, wird in Deutschland durch
die Erteilung der Genehmigung zur Inbetriebnahme erbracht. Ein Eisenbahnfahr-
zeug bleibt während seiner gesamten Einsatzzeit jedoch nur dann sicher, wenn es
sicher betrieben und in betriebssicherem Zustand gehalten wird. Die Instandhaltung
ist dabei für die Sicherheit von Eisenbahnfahrzeugen von entscheidender Bedeutung,
da sie den betriebssicheren Zustand eines Eisenbahnfahrzeugs über die gesamte
Nutzungsdauer zu gewährleisten hat.

Dem Gesetzgeber kommt im Rahmen seiner grundrechtlichen Schutzpflicht2 die
Aufgabe zu, die Anforderungen an die Sicherheit von Eisenbahnfahrzeugen zum
Zwecke der Gefahrenabwehr und zur präventiven Vermeidung von Schäden zu re-
geln.3

Die wesentliche Grundlage für das Eisenbahnrecht in Deutschland ist das All-
gemeine Eisenbahngesetz (AEG)4. Seit seinem Inkrafttreten im Jahr 1994 wurde das
AEG mehrmals geändert. Eine Vielzahl der Änderungen ist auf die Umsetzung
unionsrechtlicher Vorgaben zurückzuführen.

In Bezug auf die Regelungen zur Gewährleistung der Eisenbahnsicherheit ist das
AEG maßgeblich durch die Vorgaben der RL 2004/49/EG vom 29. April 20045

geprägt, nachfolgend als Eisenbahnsicherheits-RL bezeichnet. Diese dient der

1 Lange, Service- und Wartungskonzepte, in: Jahrbuch des Bahnwesens 2010, S. 134
(134 f.).

2 Grundlegend BVerfG, Urteil vom 25.02.1975–1 BvF 1/74 –, BVerfGE 39, 1 (41).
3 Hoppe/Schmidt/Busch/Schieferdecker, Sicherheitsverantwortung im Eisenbahnwesen,

S. 44; Hermes/Schweinsberg, in: BeckAEG-Komm, § 4, Rn. 2.
4 BGBl. I S. 2378.
5 Richtlinie 2004/49/EG über Eisenbahnsicherheit in der Gemeinschaft und zur Änderung

der Richtlinie 95/18/EG des Rates über die Erteilung von Genehmigungen an Eisenbahnun-
ternehmen und der Richtlinie 2001/14/EG über die Zuweisung von Fahrwegkapazität der Ei-
senbahn, die Erhebung von Entgelten für die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur und die
Sicherheitsbescheinigung (Richtlinie über die Eisenbahnsicherheit), ABl. L 164 vom 04.04.
2004, S. 44 ff., berichtigt in ABl. L 220 vom 21.06.2004, S. 16 ff.



Schaffung eines gemeinsamen Rechtsrahmens zur Gewährleistung der Eisenbahn-
sicherheit in der EU.6

Ein wesentliches Element der Eisenbahnsicherheits-RL ist die Neugestaltung der
Sicherheitsbescheinigung. Eisenbahnunternehmen benötigen gemäß Art. 10 Eisen-
bahnsicherheits-RL eine solche Sicherheitsbescheinigung, um am öffentlichen Ei-
senbahnbetrieb teilnehmen zu dürfen. Mit der Sicherheitsbescheinigung sollen die
Eisenbahnunternehmen nachweisen, dass sie ein Sicherheitsmanagementsystem
eingeführt haben und in der Lage sind, die einschlägigen Sicherheitsanforderungen
einzuhalten.7 Das Sicherheitsmanagementsystem hat dabei gemäß Art. 9 Abs. 2 S. 2
Eisenbahnsicherheits-RL „die Kontrolle aller Risiken […] einschließlich Instand-
haltungsarbeiten und der Materialbeschaffung sowie der Vergabe von Dienstleis-
tungsaufträgen“ zu gewährleisten.

Die Erteilung der Sicherheitsbescheinigung hat nach dem Inkrafttreten des
Übereinkommens über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) am 01. Juli
2006 zu zahlreichen Problemen geführt.8 Vor der Reform mussten die Halter ihre
Eisenbahnfahrzeuge bei einer Staatsbahn einstellen, um diese auf der öffentlichen
Eisenbahninfrastruktur verwenden zu können.9 Ihre Verantwortung für die Ge-
währleistung der Eisenbahnsicherheit nahmen die Staatsbahnen im Bereich der
Instandhaltung dadurch wahr, dass die Halter verpflichtet wurden, die von den
Staatsbahnen entwickelten Instandhaltungsvorschriften anzuwenden und die In-
standhaltung ihrer Eisenbahnfahrzeuge in anerkanntenWerkstätten durchzuführen.10

Die Verpflichtung der Halter, ihre Eisenbahnfahrzeuge bei einem Eisenbahnun-
ternehmen einzustellen, wurde im Zuge der Reform des COTIF aufgegeben. Die
Vorgaben zur Fahrzeugnutzung wurden neu geregelt und es wurde eine privat-
rechtliche Vereinbarung neu eingeführt, nach der die Halter für die Instandhaltung
ihrer Eisenbahnfahrzeuge verantwortlich sind.11 In der Folge konnten die Eisen-
bahnunternehmen nach dem Inkrafttreten des neuen COTIF die umfassende Kon-
trolle aller Risiken, einschließlich der Instandhaltung im Sinne der Vorgaben des
Art. 9 Abs. 2 S. 2 Eisenbahnsicherheits-RL, nicht mehr gewährleisten.12

6 1. Erwägungsgrund der Eisenbahnsicherheits-RL vom 29.04.2004 ABl. L 220 vom
21.06.2004, S. 16.

7 15. Erwägungsgrund der Eisenbahnsicherheits-RL vom 29.04.2004 ABl. L 220 vom
21.06.2004, S. 18.

8 Wachinger, in: BeckAEG-Komm, § 7a, Rn. 23; Walther, Sicherheitsbescheinigungen in
Deutschland, in: Aktuelle Probleme des Eisenbahnrechts XVI, S. 65 (71).

9 Saabel, Stillstand oder Technologiesprung, EI 2014, S. 34 (34 f.).
10 Schweinsberg/Schmitz, Die Zertifizierung von Güterwagen, ETR 2009, S. 247 (247);

Saabel, Stillstand oder Technologiesprung, EI 2014, S. 34 (34 f.).
11 3. Erwägungsgrund der RL 2008/110/EG vom16.12.2008, ABl. L 345 vom23.12.2008,

S. 62.
12 Walther, Sicherheitsbescheinigungen in Deutschland, in: Aktuelle Probleme des Ei-

senbahnrechts XVI, S. 65 (71 ff.); Schweinsberg/Schmitz, Die Zertifizierung von Güterwagen,
ETR 2009, S. 247 (248).
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Umdieser Entwicklung im internationalen EisenbahnverkehrRechnung zu tragen
und die Durchführung der Eisenbahnsicherheits-RL in Bezug auf die Erteilung von
Sicherheitsbescheinigungen zu erleichtern, wurde die Eisenbahnsicherheits-RL
durch die RL 2008/110/EG vom 16. Dezember 200813 geändert.14

ImMittelpunkt der Änderung der Eisenbahnsicherheits-RL steht die Neuregelung
der Instandhaltungsverantwortung für Eisenbahnfahrzeuge durch die Einführung des
Art. 14a in die Eisenbahnsicherheits-RL. Dieser bestimmt, dass jedem Eisenbahn-
fahrzeug, bevor es auf dem Netz genutzt werden darf, eine für die Instandhaltung
zuständige Stelle (ECM) zuzuweisen und ein Zertifizierungssystem für die In-
standhaltung von Güterwagen einzuführen ist. Die Einzelheiten und die Ausge-
staltung des Zertifizierungssystems sind in der VO (EU) Nr. 445/2011 vom 10. Mai
201115, nachfolgend als ECM-VO bezeichnet, geregelt.

Die Vorgaben der geänderten Eisenbahnsicherheits-RL wurden in Deutschland
im September 2012, insbesondere durch die Einführung des neuen § 4a AEG, um-
gesetzt. Die öffentlich-rechtliche Instandhaltungsverantwortung für Eisenbahn-
fahrzeuge ist seitdem losgelöst von der öffentlich-rechtlichen Betriebsverantwortung
geregelt und nicht mehr an die Eisenbahnen und Halter von Eisenbahnfahrzeugen
adressiert, sondern an die ECM.

Das im AEG geregelte System der Verantwortungsverteilung für die Sicherheit
von Eisenbahnfahrzeugen hat sich dadurch erheblich verändert, sodass eine Neu-
bewertung angezeigt ist. Die gesetzlichen Vorgaben zur Instandhaltung von Eisen-
bahnfahrzeugen sowie die Ausgestaltung der Rechtsnormen selbst werfen eine
Vielzahl von Fragen auf. Diese betreffen neben der Neuregelung der Instandhal-
tungsverantwortung sowohl die Zuweisung von Verantwortlichkeiten als auch die
Abgrenzung der Instandhaltungsverantwortung zur Herstellungs- und Betriebsver-
antwortung für Eisenbahnfahrzeuge.

Insbesondere vor dem Hintergrund neuerer Ausschreibungen im Schienenper-
sonennahverkehr (SPNV) weist die Beantwortung dieser Fragen eine hohe prakti-
sche Relevanz auf. Wurde die Vergabe der Instandhaltung von Eisenbahnfahrzeugen
bisher regelmäßig gemeinsam mit der Erbringung der Verkehrsleistung ausge-
schrieben oder in Ausnahmefällen direkt vergeben, entwickeln sich in den letzten
Jahren zunehmend neue Beschaffungsmodelle. Diese neuen Modelle beruhen im
Wesentlichen darauf, dass die Herstellung und die Instandhaltung der gelieferten
Eisenbahnfahrzeuge getrennt vom Verkehrsdienstleistungsvertrag ausgeschrieben

13 Richtlinie 2008/110/EG des Europäischen Parlaments und Rates zur Änderung der
Richtlinie 2004/49/EG über Eisenbahnsicherheit in der Gemeinschaft (Richtlinie über die
Eisenbahnsicherheit), ABl. L 345 vom 23.12.2008, S. 62 ff.

14 3. Erwägungsgrund der RL 2008/110/EG vom16.12.2008, ABl. L 345 vom23.12.2008,
S. 62.

15 Verordnung der Kommission über ein System zur Zertifizierung von für die Instand-
haltung von Güterwagen zuständigen Stellen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 653/
2007, ABl. L 122 vom 11.05.2011, S. 22 ff.
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